


für Recht erkannt:

1. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Landgerichts Görlitz vom 03.08.2022 

– 1 O 452/21 – im Kostenpunkt aufgehoben, im Übrigen teilweise abgeändert und wie 

folgt neu gefasst:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 11.984,89 € nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozent-

punkten über dem Basiszinssatz hieraus seit dem 08.02.2022 zu zahlen. Im Übrigen 

wird die Klage abgewiesen.

2. Die weitergehende Berufung wird zurückgewiesen.

3. Von den Kosten des Rechtsstreits tragen der Kläger 10 % und die Beklagte 90 %.

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Parteien können die Vollstreckung der jeweils 

anderen Partei durch Sicherheitsleistung i.H.v. 110 % des aufgrund des Urteils voll-

streckbaren Betrags abwenden, wenn nicht der Vollstreckungsgläubiger vor der Voll-

streckung Sicherheit i.H.v. 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrags leistet.

5. Die Revision wird für die Beklagte zugelassen.

Beschluss:

Der Gebührenstreitwert des Berufungsverfahrens beträgt 11.984,89 €.

Gründe:

A

Der Kläger begehrt die Rückzahlung von Geldeinsätzen, die er durch die Teilnahme an von 

der Beklagten, einer österreichischen GmbH, online betriebenen Sportwetten in der Zeit vom 

11.10.2018 bis 28.12.2018 verloren hat. Zu den Einzelheiten des hierzu im ersten Rechtszug 
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vorgetragenen Sachverhalts wird auf die tatsächlichen Feststellungen im angefochtenen Urteil 

Bezug genommen. Zu ergänzen ist, dass die Beklagte die Einrede der Verjährung erhoben 

hat.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Sie sei zulässig, aber unbegründet. Dem Kläger 

stehe nach dem maßgeblichen deutschen Recht weder ein Anspruch aus ungerechtfertigter 

Bereicherung noch ein Schadensersatzanspruch aus § 823 Abs. 2 oder § 826 BGB zu. Die 

Beklagte habe die vom Kläger geleisteten Wetteinsätze insbesondere nicht ohne Rechtsgrund 

i.S.v. § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB erlangt. Die geschlossenen Sportwettenverträge seien 

nicht nach § 134 BGB i.V.m. § 4 Abs. 1 und 4 bis 6 GlüStV 2012 nichtig. Die in § 4 Abs. 1 und 

4 GlüStV 2012 enthaltenen Regelungen seien zwar – wirksame – Verbotsgesetze i.S.v. § 134 

BGB. Eine zur Nichtigkeit der Verträge führende Verbotsnormverletzung liege jedoch nicht vor, 

da nach den zu berücksichtigenden öffentlich-rechtlichen Wertungen im Jahr 2018 ein rechtli-

cher Schwebezustand bestanden habe, der aufgrund der Einheitlichkeit der Rechtsordnung 

der Nichtigkeitsfolge entgegenstehe. Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus den Regelun-

gen zu Inhalts- und Nebenbestimmungen der bei ordnungsgemäßem Verfahren zu erteilenden 

Konzession nach § 4 Abs. 5 i.V.m. § 10a Abs. 4 Satz 2 GlüStV 2012.

Der Kläger verfolgt mit seiner Berufung sein erstinstanzliches Klagebegehren vollumfänglich 

weiter. Er meint, das Landgericht habe § 134 BGB zu Unrecht für nicht anwendbar erachtet 

und einen die Beklagte privilegierenden „Schwebezustand“, innerhalb dessen eine Untersa-

gung des Veranstaltens von Sportwetten im Internet durch die Beklagte nicht möglich gewe-

sen sei, angenommen. Das Auseinanderfallen von verwaltungsrechtlichen Vorschriften und 

zivilrechtlichen Konsequenzen werde selbst von der höchstrichterlichen Rechtsprechung ak-

zeptiert. Im Übrigen sei das Sportwettenangebot der Beklagten im streitgegenständlichen Zeit-

raum nicht erlaubnisfähig gewesen, weil es die Anforderungen von § 4 Abs. 5 Nr. 2 (Einsatzli-

mitierung) und § 4 Abs. 5 Nr. 5 GlüStV 2012 (Trennung von Wetten/Lotterien und anderen 

Glücksspielen) nicht erfüllt habe. Die Beklagte habe unzulässige sogenannte Cash-Out-Funk-

tionen angeboten und biete sie noch heute an. Da es sich bei den Verstößen der Beklagten 

gegen § 4 Abs. 1, 4 und 5 GlüStV 2012 um Schutzgesetze i.S.v. § 823 Abs. 2 BGB handele, 

sei zusätzlich ein Schadensersatzanspruch gegeben.

Der Kläger beantragt:

1. Unter Abänderung des am 03.08.2022 verkündeten Urteils des Landgerichts Görlitz 

wird die Beklagte verurteilt, an ihn 11.984,89 € nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten 
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über dem Basiszinssatz hieraus seit dem 22.12.2021 zu bezahlen.

2. Die Beklagte wird weiter verurteilt, an ihn bis zum 21.12.2021 kapitalisierte Zinsen in 

Höhe von 1.513,05 € zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen. 

Sie verteidigt das angefochtene Urteil unter Wiederholung und Vertiefung ihres Sach- und 

Rechtsvortrags. Das erstmals nach der mündlichen Verhandlung beim Landgericht zur 

Cash-Out-Funktion gehaltene Vorbringen des Klägers sei verspätet. Die Zulässigkeit der 

Cash-Out-Funktion sei verwaltungsgerichtlich ohnehin noch nicht abschließend geklärt. Der 

Vorwurf, dass damit eine unzulässige Wette zu variablen Quoten angeboten würde, treffe 

nicht zu. Es handele sich nicht um eine Wettart, sondern um eine besondere Form der Been-

digung einer abgeschlossenen Wette.

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien im Berufungsverfahren wird auf die gewechsel-

ten Schriftsätze nebst Anlagen sowie die Sitzungsniederschrift zur mündlichen Verhandlung 

verwiesen.

B

Die zulässige Berufung hat im wesentlichen Erfolg. Die Klage ist zulässig und bezüglich der 

Hauptforderung begründet. Lediglich ein Teil der geltend gemachten Nebenforderungen ist 

nicht gegeben.

I.

Die Zulässigkeit der Klage begegnet keinen Bedenken. 

1. 

Das Landgericht hat seine auch im Berufungsverfahren überprüfbare internationale Zuständig-

keit mit Recht angenommen. Sie folgt aus Art. 18 Abs. 1 EuGVVO. Der sogenannte Verbrau-

chergerichtsstand ist eröffnet, weil eine Verbrauchersache i.S.v. Art. 17 Abs. 1c EuGVVO vor-
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liegt.

a) Gegenstand des Verfahrens sind Verträge, die der in Deutschland wohnhafte Kläger als 

Verbraucher zu Zwecken geschlossen hat, die nicht seiner beruflichen oder gewerblichen Tä-

tigkeit zugerechnet werden können.

Verbraucher in diesem – gemeinschaftsrechtlichen– Sinne sind natürliche Personen, die zu 

einem privaten Zweck einen Vertrag schließen, der nicht einer beruflichen oder gewerblichen 

Tätigkeit zuzuordnen ist. Der Begriff des Verbrauchers ist eng auszulegen und nach der Stel-

lung dieser Person innerhalb des konkreten Vertrags in Verbindung mit dessen Natur und Ziel-

setzung und nicht nach der subjektiven Stellung dieser Person zu bestimmen, so dass ein 

und dieselbe Person im Rahmen bestimmter Geschäfte als Verbraucher und im Rahmen an-

derer als Unternehmer angesehen werden kann. Es fallen nur Verträge unter diese Sonderre-

gelung, die eine Einzelperson ohne Bezug zu einer beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit 

oder Zielsetzung und unabhängig von einer solchen schließt (BGH, Urteil vom 09.02.2017 – IX 

ZR 67/16, Rn. 13, - zu Art. 15 LugÜ, für welches aber dieselben Auslegungsgrundsätze wie für 

die EuGVVO gelten, vgl. dazu Rn. 22, und BGH, Versäumnisurteil vom 20.12.2011 - VI ZR 

14/11, zitiert jeweils nach juris). 

Der Kläger ist ein solcher Verbraucher. Er hat die Verträge unbestritten in seiner Freizeit abge-

schlossen. Sie haben keinen Bezug zu seinem ausgeübten Beruf als Versicherungsvertreter.

b) Die zweite Voraussetzung von Art. 17 Abs. 1 EuGVVO, ein zwischen dem Verbraucher und 

einem beruflich oder gewerblich Handelnden tatsächlich geschlossener Vertrag, ist ebenfalls 

erfüllt. Dass sich der Kläger auf die Nichtigkeit der streitgegenständlichen Verträge beruft, ist 

unerheblich. Maßgeblicher Anknüpfungspunkt ist nicht die Anspruchsgrundlage. Es genügt, 

dass sich die Klage allgemein auf einen Vertrag bezieht und eine so enge Verbindung zu die-

sem Vertrag aufweist, dass sie von ihm nicht getrennt werden kann (BGH, Versäumnisurteil 

vom 20.12.2011 - VI ZR 14/11, Rn. 22; Urteil vom 05.10.2010 - VI ZR 159/09, Rn. 23; OLG 

Braunschweig, Urteil vom 23.02.2023 – 9 U 3/22, Rn. 55, zitiert jeweils nach juris).

c) Die streitgegenständlichen Verträge fielen schließlich in den Bereich der gewerblichen Tä-

tigkeit der Beklagten, die auch auf den Wohnsitzstaat des Klägers – Deutschland – ausgerich-

tet war. 

Ein „Ausrichten“ in diesem Sinne setzt voraus, dass der Gewerbetreibende seinen Willen zum 
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Ausdruck gebracht haben muss, Geschäftsbeziehungen zu Verbrauchern eines oder mehre-

rer anderer Mitgliedstaaten, darunter des Wohnsitzstaats des klagenden Verbrauchers, herzu-

stellen (BGH, Urteil vom 25.01.2017 - VIII ZR 257/15; Urteil vom 28.02.2012 - XI ZR 9/11, zitiert 

jeweils nach juris). 

Das hatte die Beklagte unstreitig getan. U.a. hatte sie in dem vom Online-Spieler für die Regis-

trierung – in deutscher Sprache – auszufüllenden Formular „Deutschland“ als mögliches 

Wohnsitzland vorbelegt.

2. 

Das mit der Klage verfolgte Zahlungsbegehren ist gemäß § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO hinreichend 

bestimmt bezeichnet. Es handelt sich nicht um eine sogenannte unzulässige Saldoklage.

Die geltend gemachte Gesamtforderung ermittelt sich aus einer Vielzahl von Einzelforderun-

gen, die der Kläger in der als Anlage K5 vorgelegten Aufstellung konkret bezeichnet hat. Da 

sich dieser Aufstellung zugleich die von ihm in Summe in Abzug gebrachten einzelnen Ge-

winnauszahlungen der Beklagten entnehmen lassen, ist es unschädlich, dass sich der Kläger 

nicht konkret über die Verrechnung der Zahlungen mit den Forderungen erklärt hat. Die Be-

stimmtheit des Klageantrags wird dadurch nicht infrage gestellt. Die unterlassene Erklärung 

hat allein zur Folge, dass die Verrechnung nach der von § 366 Abs. 2 BGB vorgesehenen Rei-

henfolge vorzunehmen ist (BGH, Urteil vom 06.02.2019 – VIII ZR 54/18, Rn. 10; Urteil vom 

21.03.2018 – VIII ZR 68/17, Rn. 27, zitiert jeweils nach juris).

3.

An der Prozessführungsbefugnis des Klägers bestehen keine Zweifel, da er, wie er im Termin 

zur mündlichen Verhandlung vor dem Senat ausdrücklich erklärt hat, die geltend gemachten 

Ansprüche nicht an seinen Prozessfinanzierer abgetreten hat. Er klagt mithin aus seinem fort-

bestehenden eigenen Recht.

II.

Der geltend gemachte Rückforderungsanspruch ist in voller Höhe gegeben, während die Zins-

nebenforderung nur teilweise besteht.

1.

 Auf den Sachverhalt ist gemäß Art. 6 Abs. 1 der Rom I-VO deutsches Recht anzuwenden. 

Seite 6
 



Nach dieser Vorschrift ist bei Verträgen, die ein Verbraucher mit einem Unternehmer ge-

schlossen hat, das Recht des Staates anzuwenden, in welchem der Verbraucher seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat, sofern der Unternehmer seine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit 

in dem Staat ausübt, in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder eine 

solche Tätigkeit auf irgendeine Weise auf diesen Staat oder auf mehrere Staaten, einschließ-

lich dieses Staates, ausrichtet und der Vertrag in den Bereich dieser Tätigkeit fällt. Diese Vor-

aussetzungen sind, wie oben dargelegt, erfüllt. Das hiernach anzuwendende deutsche Recht 

ist insbesondere maßgebend für die Beurteilung der Wirksamkeit des Vertrags sowie etwaige 

Folgen der Nichtigkeit des Vertrags (vgl. Art. 12 Abs. 1a und 1e Rom I-VO) einschließlich der 

bereicherungsrechtlichen Folgen (vgl. Art. 10 Abs. 1 Rom II-VO).

2.

Dem Kläger steht ein Anspruch auf Rückzahlung der von ihm an die Beklagte geleisteten Ein-

sätze – abzüglich der erhaltenen Auszahlungen der Beklagten – aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 

BGB zu. Die Beklagte hat die – unstreitigen – Leistungen des Klägers ohne Rechtsgrund er-

langt, weil die den Zahlungen zugrunde liegenden Verträge gemäß § 134 BGB i.V.m. § 4 Abs. 

4 GlüStV 2012 jeweils nichtig sind.

a) Das vom Kläger im Jahr 2018 angenommene Online-Sportwettenangebot der Beklagten 

verstieß gegen ein gesetzliches Verbot i.S.v. § 134 BGB. 

aa) Unter den Gesetzesbegriff des § 134 BGB fallen nicht nur Gesetze im formellen Sinne. Als 

Gesetz gilt auch ein Staatsvertrag, der ordnungsgemäß ratifiziert und verkündet worden ist 

(Grüneberg/Ellenberger, BGB, 82. Aufl., § 134 Rn. 2).

bb) Mit dem Angebot von Online-Sportwetten verstieß die Beklagte gegen § 4 Abs. 4 GlüStV 

2012. Danach war das Veranstalten und das Vermitteln öffentlicher Glücksspiele im Internet 

verboten. Sportwetten stellen nach den Begriffsbestimmungen in § 1 Abs. 1 GlüStV 2012 

Glücksspiele dar. Ein öffentliches Glücksspiel liegt gemäß § 3 Abs. 2 GlüStV 2012 vor, wenn 

für einen größeren, nicht geschlossenen Personenkreis eine Teilnahmemöglichkeit besteht 

oder es sich um gewohnheitsmäßig veranstaltete Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen ge-

schlossenen Gesellschaften handelt.

Eine Befreiung von dem Verbot war für Sportwetten gemäß § 4 Abs. 5, § 10a GlüStV 2012 

zwar möglich. Dazu bedurfte es jedoch einer gemäß §§ 4a bis 4c GlüStV 2012 zu erteilenden 
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Konzession, über die die Beklagte im Jahr 2018 noch nicht verfügte. Auf eine ihr für diesen 

Zeitraum von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union erteilte Erlaubnis kann sich 

die Beklagte nicht berufen. Nach dem Unionsrecht besteht keine Verpflichtung zur gegenseiti-

gen Anerkennung der von verschiedenen Mitgliedstaaten erteilten Erlaubnisse (EuGH, Urteil 

vom 08.09.2010, C-316/07, Rn. 112, zitiert nach juris).

cc) Mit der Behauptung, ihr sei die nach dem Glücksspielstaatsvertrag lange zuvor beantragte 

Konzession rechtswidrig nicht schon im Jahre 2018 erteilt worden, kann die Beklagte in die-

sem Zusammenhang nicht gehört werden. Das Veranstalten von Online-Spielwetten setzte 

nach dem maßgeblichen GlüStV 2012 zwingend die Erteilung einer Konzession durch die zu-

ständige Verwaltungsbehörde voraus. Solange diese nicht erteilt war, bestand das grundsätz-

liche Verbot fort. Das bloße Recht auf die (künftige) Erteilung einer Konzession kann im Ver-

hältnis zum Spielteilnehmer aus dem verbotenen kein erlaubtes Online-Wettspiel machen. Die 

Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsverfahrens ist nicht die Sache der Zivilge-

richte (ebenso LG Hamburg, Urteil vom 20.03.2023 – 301 O 92/21, Rn. 33; LG Stuttgart, Urteil 

vom 23.02.2023 – 53 O 180/22, Rn. 48, 51, zitiert jeweils nach juris). 

dd) Etwas anderes könnte allenfalls gelten, wenn das in § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 enthaltene 

Verbot (mit Erlaubnisvorbehalt) und die verwaltungsrechtlichen Anforderungen zur Konzessi-

onserteilung gegen übergeordnetes Unionsrecht verstoßen hätten. Das ist nicht der Fall. 

(1) Die mit dem Verbot verbundene Einschränkung der Dienstleistungsfreiheit von Glücks-

spielanbietern, die wie die Beklagte ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union haben und ihre Dienstleistungen im Bundesgebiet erbringen wollen (Art. 56 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, kurz: AEUV), ist, wie bereits das Bun-

desverwaltungsgericht mit Urteil vom 26.10.2017 – 8 C 18/16 – entschieden hat, gerechtfer-

tigt, weil die Beschränkung auch im unionsrechtlichen Sinne verhältnismäßig und geeignet ist, 

zur Erreichung der mit ihr verfolgten Gemeinwohlzwecke in systematischer und kohärenter 

Weise beizutragen. Den vom Bundesverwaltungsgericht ausführlich dargelegten Gründen 

(insbes. Rn. 38 ff., zitiert nach juris) schließt sich der Senat vollumfänglich an. Im Übrigen ge-

hen auch der Bundesgerichtshof (Urteil vom 22.07.2021 – I ZR 194/20, Rn. 45, zitiert nach ju-

ris) und die obergerichtliche Rechtsprechung (OLG Karlsruhe, Urteil vom 06.04.2023 – 14 U 

256/21, Rn. 62 f.; OLG Braunschweig, Urteil vom 23.02.2023 – 9 U 3/22, Rn. 67, zitiert jeweils 

nach juris; OLG Dresden, Urteil vom 27.10.2022 – 10 U 736/22, Rn. 32 ff., zitiert nach 

beck-online; OLG München, Beschluss vom 20.09.2022 – 18 U 538/22, Rn. 15; OLG 

Frankfurt/Main, Hinweisbeschluss vom 08.04.2022 – 23 U 55/21, Rn. 48, zitiert jeweils nach ju-
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ris) unter Bezugnahme auf das genannte Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von der fort-

bestehenden Unionsrechtskonformität der Regelungen in § 4 Abs. 1 und 4 GlüStV 2012 aus. 

(2) Der von Teilen der Rechtsprechung vertretenen Ansicht, dass das Angebot eines Inter-

net-Sportwetten-Anbieters, der die Anforderungen an die von ihm beantragte, aber (noch) nicht 

erteilte Konzession erfülle, als Folge eines intransparent durchgeführten Konzessionsverfah-

rens trotzdem nicht verboten sei (OLG Frankfurt/Main, Beschluss vom 19.01.2023 – 8 U 

102/22, zitiert nach juris und Anlage BB1; ihm vorausgehend: LG Frankfurt/Main, Urteil vom 

26.04.2022, Anlage B3; LG Paderborn, Urteil vom 28.10.2022 - 3 O 76/22, Anlage BB2; LG Ol-

denburg, Urteil vom 12.09.2022 - 1 O 3919/20, Anlage BB3; LG Köln, Urteil unbekannten Da-

tums - 5 O 66/20, Anlage BB4), ist nicht zu folgen. Mithin kommt es auch nicht darauf an, wie 

das von der Beklagten betriebene Konzessionsverfahren tatsächlich verlaufen ist.

Das bloße Vorliegen von eventuellen Verfahrensverstößen im Konzessionserteilungsverfah-

ren, seien sie bei Eingehung des konkreten Wettvertrags von einem Verwaltungsgericht be-

reits festgestellt oder nicht, vermögen das – rechtmäßige – Verbotsgesetz nicht auszuhebeln. 

Daraus folgt kein Verstoß gegen die „Einheitlichkeit der Rechtsordnung“, sondern allenfalls ei-

ne Verletzung des Rechts des Anbieters auf eine Befreiung von dem Verbot. 

Aus den unionsrechtlich gebotenen Einschränkungen repressiver Maßnahmen der Mitglied-

staaten bei Verstößen gegen das Unionsrecht folgt nichts anderes. Hiernach darf ein Mitglied-

staat wegen einer nicht erfüllten Verwaltungsformalität zwar keine strafrechtlichen Sanktionen 

verhängen, wenn er die Erfüllung dieser Formalität unter Verstoß gegen das Unionsrecht ab-

gelehnt oder vereitelt hat (EuGH, Urteil vom 04.02.2016 - C 336/14, Rn. 63, zitiert nach 

beck-online). Daraus folgt entgegen der Auffassung des OLG Frankfurt/Main im Beschluss 

vom 19.01.2023 – 8 U 102/22 aber nicht, dass die Verbotsnorm keinerlei Wirkung entfaltet 

(Rn. 20, zitiert nach juris) oder der Mitgliedstaat – über den Verzicht auf Sanktionen hinaus – 

verpflichtet wäre, die in Rede stehende Tätigkeit im Bereich des Glücksspielmarkts zu geneh-

migen. Das bloße Absehen von einem repressiven Einschreiten gegen ein – möglicherweise – 

rechtswidriges Verhalten lässt sich mit einer behördlichen Genehmigung, die eine Legalisie-

rungswirkung für die von ihr erlaubte Tätigkeit entfaltet, nicht gleichsetzen. Das Unionsrecht 

fordert nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs eine derartige Gleichset-

zung nicht. Der Mitgliedstaat ist lediglich gehalten, Entscheidungen über auf eine Genehmi-

gung gerichtete Anträge auf der Grundlage objektiver und nichtdiskriminierender Kriterien zu 

treffen. Einen bestimmten Inhalt dieser Entscheidungen gibt ihm das Unionsrecht nicht vor 

(BVerwG, Beschluss vom 07.11.2018 – 8 B 29/18, Rn. 14, zitiert nach beck-online).
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ee) Unerheblich bleibt, dass der Beklagten 2021 die erforderliche Sportwettenkonzession er-

teilt wurde. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Frage des Gesetzesverstoßes ist 

derjenige der Vornahme des Rechtsgeschäfts, hier also der Zeitraum vom 11.10.2018 bis 

28.12.2018. Mit der späteren Legalisierung des Angebots der Beklagten tritt keine rückwirken-

de Heilung des einzelnen, in der Vergangenheit abgeschlossenen Vertrags mit einem Spieler 

ein (siehe auch OLG Braunschweig, Urteil vom 23.02.2023 – 9 U 3/22, Rn. 65; OLG München, 

Beschluss vom 04.08.2022 – 18 U 538/22, Rn. 9, zitiert jeweils nach juris; 

Grüneberg/Ellenberger, BGB, 82. Aufl., § 134 Rn. 12a).

b) Der Verstoß gegen § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 hat die Nichtigkeit der mit dem Kläger geschlos-

senen Wettverträge zur Folge.

aa) Die Frage, ob der Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot nach § 134 BGB zur Nichtigkeit 

des Rechtsgeschäfts führt, ist, wenn eine ausdrückliche Rechtsfolgenregelung fehlt, nach 

dem Zweck des Verbotsgesetzes zu beantworten. Dabei hat der Verstoß gegen ein Verbots-

gesetz in der Regel die Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts nur dann zur Folge, wenn sich das 

Verbot gegen beide Seiten richtet. In besonderen Fällen kann sich die Nichtigkeit allerdings 

auch aus einem einseitigen Verstoß ergeben, falls nämlich der Zweck des Verbotsgesetzes 

anders nicht zu erreichen ist und die rechtsgeschäftlich getroffene Regelung nicht hingenom-

men werden darf. Eine solche Ausnahme liegt etwa vor, wenn der angestrebte Schutz des 

Vertragspartners die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts erfordert oder wenn der Erfüllungsan-

spruch auf eine unerlaubte Tätigkeit gerichtet ist. Reicht es dagegen aus, dem gesetzlichen 

Verbot durch verwaltungs- bzw. strafrechtliche Maßnahmen Nachdruck zu verleihen, so hat 

die zivilrechtliche Sanktion der Nichtigkeit daneben keinen Platz (BGH, Beschluss vom 

13.09.2022 – XI ZR 515/21, Rn. 11; OLG Braunschweig, Urteil vom 23.02.2023 – 9 U 3/22, Rn. 

89, zitiert jeweils nach juris).

bb) Nach diesen Maßgaben muss der Verstoß gegen das Verbot nach § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 

zur Nichtigkeit der vom Kläger mit der Beklagten eingegangenen Wettverträge führen.

(1) Da sich das Verbot allein gegen die Anbieter und Vermittler von öffentlichen Glücksspielen 

im Internet richtet und gemäß § 4 Abs. 5 GlüStV 2012 zusätzlich mit einem Erlaubnisvorbehalt 

für näher bezeichnete Glücksspiele versehen ist, ist zwar nur von einem einseitigen Geset-

zesverstoß der Beklagten auszugehen. Der von § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 angestrebte Schutz 

des Vertragspartners, hier des Klägers, erfordert jedoch die Nichtigkeit des jeweiligen Rechts-
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geschäfts. Denn der Zweck von § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 besteht nicht nur darin, den Ab-

schluss eines Spielvertrags im Internet, sondern auch die mit der Durchführung des Glücks-

spiels verbundenen Folgen zu unterbinden. Er dient im Gefüge der weiteren Regelungen des 

GlüStV 2012 der Suchtprävention und -bekämpfung, dem Spieler- und Jugendschutz, der Kri-

minalitätsprävention und der Vermeidung von Gefahren für die Integrität des Sports. Der Spie-

ler soll vor Manipulation, Folgekriminalität und Gesundheitsgefahren geschützt werden (Erläu-

terungen zum Glücksspielstaatsvertrag 2012, S. 4 ff.). 

(2) Vor diesem Hintergrund ist die Nichtigkeit von online abgeschlossenen Glücksspielverträ-

gen auch bereits von mehreren Oberlandesgerichten angenommen worden (OLG Karlsruhe, 

Urteil vom 06.04.2023 – 14 U 256/21; OLG Hamm, Urteil vom 21.03.2023 – 21 U 116/21; OLG 

Braunschweig, Urteil vom 23.02.2023 – 9 U 3/22; OLG Köln, Urteil vom 31.10.2022 – 19 U 

51/22, jeweils zitiert nach juris; OLG Dresden, Urteil vom 27.10.2022 – 10 U 736/22; OLG 

Frankfurt/Main, Beschluss vom 08.04.2022 – 23 U 55/21, zitiert jeweils nach beck-online; OLG 

München, Beschlüsse vom 04.08.2022 und 20.09.2022 – 18 O 538/22, zitiert nach juris). Die-

sen Entscheidungen lagen zwar jeweils nicht, wie im Streitfall, Sportwetten zugrunde. Im Ver-

gleich zu anderen Glücksspielen nehmen Sportwetten aber keine Sonderstellung ein, die hin-

sichtlich der Folgen eines Verstoßes gegen § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 zu einer anderen Bewer-

tung führen müsste. Die oben genannten Gründe für das gesetzliche Verbot gelten auch in 

Bezug auf Sportwetten.

(3) Eine Besonderheit im Streitfall besteht allenfalls darin, dass die Beklagte bereits am 

31.10.2016 ein Urteil des VG Wiesbaden erstritten hatte, nach welchem ihr eine Sportwet-

ten-Konzession für die Dauer von sieben Jahren zuzusprechen gewesen wäre (Anlage B5). 

Damit war die vom GlüStV 2012 bezweckte Schutzwürdigkeit der Spieler eigentlich entfallen, 

sahen sie sich doch einem zulassungsreifen Anbieter gegenüber, dessen Spielbetrieb und Zu-

verlässigkeit mit dem bzw. der eines erlaubten Anbieters identisch waren. Nach Meinung des 

Oberlandesgerichts Braunschweig könnte dieser Gesichtspunkt möglicherweise im Rahmen 

einer Einzelfallprüfung berücksichtigt werden (Urteil vom 23.02.2023 – 9 U 3/22, Rn.110, zitiert 

nach juris). Dafür besteht indes keine Grundlage. Denn die Frage, ob der Verstoß gegen ein 

gesetzliches Verbot zur Nichtigkeit des einzelnen Rechtsgeschäfts führt, ist nach Maßgabe 

des Gesetzes zu beantworten. Nur soweit dieses eine Differenzierung zulässt, kann auch die 

aus dem Verbotsverstoß abzuleitende Rechtsfolge divergieren. Nach dem GlüStV 2012 sind 

aber sämtliche Internet-Sportwetten, die ohne Konzession veranstaltet werden, verboten; Aus-

nahmen etwa für den Fall, dass ein Anspruch auf eine Konzession besteht, diese bereits be-

antragt und unberechtigt (noch) nicht erteilt worden ist, sind nicht statuiert.
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(4) Soweit die im GlüStV 2012 enthaltenen Verbote unterschiedliche Adressaten und unter-

schiedliche Sachverhalte ansprechen, kommen dagegen auch unterschiedliche Rechtsfolgen 

in Betracht. Dementsprechend hat der Bundesgerichtshof mit seinem Beschluss vom 

13.09.2022 – XI ZR 515/21 (zitiert nach juris) entschieden, dass der Verstoß eines Zahlungs-

dienstleisters gegen das Verbot nach § 4 Abs.1 Satz 2 Fall 2 GlüStV 2012 nicht die Nichtigkeit 

der Autorisierung nach sich zieht. Die Interessen des Spielers gebieten es in diesem Zusam-

menhang nicht, ihn durch die Nichtigkeit der von ihm bewirkten Autorisierung vor den wirt-

schaftlichen Folgen des Glücksspiels zu schützen. Denn ein drohender Vermögensschaden 

resultiert gerade nicht aus dem Verbot unerlaubten Glücksspiels, an das § 4 Abs. 1 Satz 2 Fall 

2 GlüStV 2012 tatbestandlich anknüpft, sondern aus dem jedem Glücksspiel immanenten Ri-

siko, dass Gewinne oder Verluste ungewiss und rein zufällig sind (Rn. 16, zitiert nach juris). 

Zu der hier fraglichen Nichtigkeit des Spielvertrags, der auch in dem von ihm entschiedenen 

Fall verbotswidrig online abgeschlossen worden war, hat sich der Bundesgerichtshof in dem 

genannten Beschluss nicht geäußert. Er hat sie aber auch keinesfalls ausgeschlossen. Der 

Bundesgerichtshof hat in anderem Zusammenhang vielmehr ausgeführt, dass der dortige Klä-

ger die Beklagte in die Lage hätte versetzen müssen, „die Nichtigkeit des Valutaverhältnisses 

gemäß § 134 BGB i.V.m. § 4 Abs. 1 Satz 2 Fall 1 GlüStV gegenüber den Vertragsunterneh-

men substantiiert behaupten und liquide beweisen zu können“ (Rn. 21, zitiert nach juris). Der 

Bundesgerichtshof ist hiernach zumindest davon ausgegangen, dass eine Nichtigkeit des 

Spielvertrags in Betracht kommt.

c) Die Nichtigkeitsfolge des § 134 BGB ist unabhängig davon, ob die zuständigen deutschen 

Behörden damals das – verbotene – Sportwettenangebot der Beklagten „duldeten“. Der zivil-

rechtliche Schutz für private Personen einerseits und die verwaltungsbehördliche Durchset-

zung öffentlich-rechtlicher Verhaltenspflichten andererseits stehen grundsätzlich unabhängig 

nebeneinander. Die Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche hängt nicht davon ab, ob Verwal-

tungsbehörden öffentlich-rechtliche Verhaltenspflichten durchsetzen. Die Beklagte kann sich 

daher gegenüber dem Kläger nicht darauf berufen, die zuständige Verwaltungsbehörde sei ge-

gen den von ihr begangenen Gesetzesverstoß nicht vorgegangen, sondern habe ihn geduldet 

(BGH, Urteil vom 22.07.2021 - I ZR 194/20, Rn. 53, zitiert nach juris; OLG Dresden, Urteil vom 

27.10.2022 – 10 U 736/22, Rn. 43, zitiert nach beck-online). Von einem „rechtlichen Schwebe-

zustand“, der der Nichtigkeitsfolge entgegenstehe, kann, anders als es das Landgericht ge-

meint hat, ebenfalls nicht ausgegangen werden. Von einem Schwebezustand kann zwar inso-

fern gesprochen werden, als die Beklagte und andere Wettanbieter, die über keine bundeswei-
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te Erlaubnis zum Veranstalten von Sportwetten im Internet verfügten, diese trotzdem sankti-

onslos betreiben konnten. Ein schutzwürdiges Vertrauen der Wettanbieter auf den zivilrechtli-

chen Bestand der geschlossenen Verträge wurde dadurch aber nicht begründet.

d) Auf eine Kenntnis vom fehlenden Rechtsgrund der erlangten Leistungen auf Seiten des 

Leistungsempfängers, mithin der Beklagten, kommt es im Anwendungsbereich von § 812 

Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB nicht an. Für einen aus § 817 Satz 1 BGB abgeleiteten Bereiche-

rungsanspruch mag anderes gelten. In dessen Rahmen muss nach der herrschenden Mei-

nung der Empfänger der Leistung positive Kenntnis von dem Gesetzesverstoß haben oder 

sich zumindest leichtfertig der Erkenntnis vom Gesetzesverstoß verschließen (vgl. 

Grüneberg/Sprau, BGB, 82. Aufl., § 817 Rn. 8). Ist der Bereicherungsanspruch – wie hier – be-

reits gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB begründet, kann indes dahinstehen, ob auch die 

Voraussetzungen von § 817 Satz 1 BGB erfüllt sind (ebenso OLG Karlsruhe, Urteil vom 

06.04.2023 – 14 U 256/21, Rn. 111, zitiert nach juris). Deshalb ist der von der Beklagten zu-

letzt in Bezug genommene Hinweisbeschluss des OLG Köln vom 11.05.2023 – 19 U 123/22 

(Anlage BB6), soweit er sich mit den subjektiven Voraussetzungen von § 817 Satz 1 BGB 

auseinandersetzt und diese für den dort zu entscheidenden Fall verneint, für den Streitfall 

nicht von Relevanz. Sofern diesem Beschluss zu entnehmen sein sollte, dass das OLG Köln 

meint, auf die Kenntnis vom Gesetzesverstoß komme es auch dann an, wenn neben dem ob-

jektiven Tatbestand des § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB auch derjenige des § 817 Satz 1 BGB 

gegeben ist, kann sich der Senat dieser Auffassung nicht anschließen. Obwohl zur Bedeutung 

von § 817 Satz 1 BGB im Einzelnen manches streitig ist, enthält die Norm nach ihrer syste-

matischen Stellung und Formulierung jedenfalls einen eigenen, selbstständigen Tatbestand 

der Leistungskondiktion, der § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB weder überlagert noch verdrängt 

(vgl. BGH, Urteil vom 28.01.1953 – II ZR 265/51, Rn. 58, zitiert nach juris; MüKoBGB/Schwab, 

8. Aufl., § 817 Rn. 4).

3.

§ 762 BGB steht dem Rückforderungsanspruch des Klägers aus § 812 Abs. 1 BGB nicht ent-

gegen. Die Vorschrift greift nur ein, wenn die Rückforderung auf den Spielcharakter gestützt 

wird. Ist der Spiel- oder Wettvertrag wie hier nach § 134 BGB unwirksam, beurteilt sich die 

Rückforderung der rechtsgrundlos erbrachten Leistungen hingegen nach §§ 812, 814, 817 

BGB (OLG Karlsruhe, Urteil vom 06.04.2023 – 14 U 256/11, Rn. 106, zitiert nach juris; OLG 

Dresden, Urteil vom 27.10.2022 – 10 U 736/22, Rn. 46; OLG Frankfurt/Main, Hinweisbe-

schluss vom 08.04.2022 - 23 U 55/21, Rn. 56, zitiert jeweils nach beck-online).
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4.

Der Rückzahlungsanspruch ist auch nicht gemäß § 814 BGB ausgeschlossen. Danach kann 

das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete nicht zurückgefordert werden, 

wenn der Leistende gewusst hat, dass er zur Leistung nicht verpflichtet war. Erforderlich ist 

hiernach zwingend die positive Kenntnis der Nichtschuld im Zeitpunkt der Leistung. Ein Ken-

nenmüssen genügt nicht, selbst wenn die Unkenntnis auf grober Fahrlässigkeit beruht. Es ge-

nügt auch nicht, wenn dem Leistenden die Tatsachen bekannt sind, aus denen sich das Feh-

len einer rechtlichen Verpflichtung ergibt. Vielmehr muss der Leistende aus diesen Tatsachen 

nach der maßgeblichen Parallelwertung in der Laiensphäre auch die zutreffende rechtliche 

Schlussfolgerung gezogen haben. Die Beweislast dafür trägt der Leistungsempfänger (BGH, 

Urteil vom 05.03.2015 - IX ZR 133/14, Rn. 45, zitiert nach juris; OLG Dresden, Urteil vom 

27.10.2022 – 10 U 736/22, Rn. 48, zitiert nach beck-online). Einen Beweis für eine entspre-

chende Kenntnis des Klägers hat die Beklagte nicht angeboten.

5.

Der Bereicherungsanspruch des Klägers scheitert ferner nicht an § 817 Satz 2 BGB. 

a) Nach dieser Vorschrift ist eine Rückforderung ausgeschlossen, wenn dem Leistenden 

gleichfalls ein Gesetzes- oder Sittenverstoß zur Last fällt. Denn wer sich selbst – bewusst – 

gegen die Sitten- oder Rechtsordnung stellt, soll hierfür keinen Rechtsschutz erhalten 

(Grüneberg/Sprau, BGB, 82. Aufl., § 817 Rn. 11). Der bloße objektive Verstoß gegen ein ge-

setzliches Verbot genügt deshalb auch insoweit nicht. Nach der ständigen höchstrichterlichen 

Rechtsprechung wird vorausgesetzt, dass der Leistende vorsätzlich verbots- oder sittenwidrig 

gehandelt oder sich der Einsicht in die Gesetz- bzw. Sittenwidrigkeit leichtfertig verschlossen 

hat (BGH, Urteil vom 23.02.2005 - VIII ZR 129/04, Rn. 14, zitiert nach juris; Grüneberg/Sprau, 

BGB, 82. Aufl., § 817 Rn. 17). 

b) Die Beklagte hat den ihr obliegenden Nachweis, dass dem Kläger in diesem Sinne ein be-

wusster Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot zur Last fällt, nicht erbracht. Wer sich als 

Spieler an einem unerlaubten Glücksspiel beteiligt, erfüllt zwar den objektiven Tatbestand des 

§ 285 StGB. Allerdings wird es schon regelmäßig an einer vorsätzlichen Tatbegehung fehlen, 

da der Vorsatz auch die Kenntnis von der fehlenden behördlichen Erlaubnis umfasst 

(MüKoStGB/Hohmann/Schreiner, 4. Aufl., § 285 Rn. 13) und nicht angenommen werden kann, 

dass die Erlaubnispflichtigkeit der - vielfach angebotenen und beworbenen - Online-Sportwet-

ten allgemein bekannt war. Die Beklagte nimmt für sich selbst in Anspruch, von der Legalität 

ihres Sportwettenangebots ausgegangen zu sein. Weshalb der Kläger als Nutzer dieses An-
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gebots es besser hätte wissen müssen oder gar besser wusste, erläutert die Beklagte nicht.

c) Abgesehen davon wäre die Anwendbarkeit von § 817 Satz 2 BGB im Streitfall sogar ausge-

schlossen, weil nach dessen gebotener einschränkender Auslegung die Kondiktionssperre 

nicht eingreift, wenn die Aufrechterhaltung des verbotswidrig getroffenen Zustands mit Sinn 

und Zweck des Verbotsgesetzes unvereinbar ist und deshalb von der Rechtsordnung nicht 

hingenommen werden kann (BGH, Urteil vom 10.04.2015 – VII ZR 241/13, Rn. 22, zitiert nach 

juris). Das kann der Fall sein, wenn – wie hier – die Rechtswidrigkeit des Geschäfts auf Vor-

schriften beruht, die gerade den leistenden Teil schützen sollen (Grüneberg/Sprau, BGB, 82. 

Aufl., § 817 Rn. 18). Der Zweck von § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 würde untergraben, wenn die von 

den Spielern geleisteten Einsätze gemäß § 817 Satz 2 BGB kondiktionsfest wären und des-

halb dauerhaft beim Anbieter des verbotenen Glücksspiels verblieben (vgl. OLG Dresden, Ur-

teil vom 27.10.2022 – 10 U 736/22, Rn. 51 ff., zitiert nach beck-online; OLG München, Be-

schluss vom 28.09.2022 – 18 U 538/22, Rn. 24, zitiert nach juris).

6.

Die Rückforderung der verlorenen Wetteinsätze durch den Kläger stellt keine nach dem 

Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 BGB) unzulässige Rechtsausübung dar.

Der Grundsatz von Treu und Glauben bildet eine allen Rechten, Rechtslagen und Rechtsnor-

men immanente Inhaltsbegrenzung und setzt der (auch gesetzlich zulässigen) Rechtsaus-

übung dort Schranken, wo sie zu untragbaren, mit Recht und Gerechtigkeit offensichtlich un-

vereinbaren Ergebnissen führt (BGH, Urteil vom 18.03.2021 – VIII ZR 305/19, Rn. 81, zitiert 

nach juris). Eine unzulässige Rechtsausübung kann hiernach vorliegen, wenn sich objektiv 

das Gesamtbild eines widersprüchlichen Verhaltens ergibt, weil das frühere Verhalten mit dem 

späteren sachlich unvereinbar ist und die Interessen der Gegenpartei im Hinblick hierauf vor-

rangig schutzwürdig erscheinen (BGH, Urteil vom 10.01.2019 – IX ZR 89/18, Rn. 25, zitiert 

nach juris). 

Ein solcher Ausnahmefall ist hier nicht gegeben. Das Verhalten des Klägers mag zwar „wider-

sprüchlich“ sein, weil er die Wetteinsätze im Wissen um den – bei legalem Spiel nicht um-

kehrbaren – möglichen Verlust leistete. Die Beklagte ist aufgrund des von ihr begangenen Ge-

setzesverstoßes aber jedenfalls nicht schutzwürdiger als der sich lediglich auf ihr Angebot ein-

lassende Kläger, so dass die Rückforderung nicht zu einem für die Beklagte unzumutbar un-

billigen Ergebnis führt (ebenso OLG Karlsruhe, Urteil vom 06.04.2023 – 14 U 256/21, Rn. 107 

ff.; OLG Braunschweig, Urteil vom 23.02.2023 – 9U3/22, Rn. 152, zitiert jeweils nach juris).

Seite 15
 



7.

Die Verjährungseinrede der Beklagten greift nicht durch.

Selbst unterstellt, die dreijährige Verjährungsfrist (§ 195 BGB) hätte bereits mit dem Schluss 

des Jahres 2018 begonnen, wozu der Kläger gemäß § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB bereits 2018 um 

die den Anspruch begründenden Umstände einschließlich der Illegalität der Wetten hätte wis-

sen müssen, hat seine Klage die Verjährung rechtzeitig gehemmt (§ 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB). 

Die Hemmung ist mit dem Eingang der Klage beim Landgericht am 30.12.2021 eingetreten, 

weil die am 07.02.2022 bewirkte Zustellung „demnächst“ i.S.v. § 167 ZPO erfolgt ist (vgl. dazu 

Zöller/Greger, ZPO, 34. Aufl., § 167 Rn. 15).

8.

Der geltend gemachte Anspruch ist auch der Höhe nach begründet. Er bemisst sich nach den 

unstreitig vom Kläger für die abgeschlossenen Wetten eingezahlten Beträge abzüglich der er-

haltenen Auszahlungen für Gewinne, die, wie oben ausgeführt, entsprechend der von § 366 

Abs. 2 BGB vorgegebenen Reihenfolge anzurechnen sind.

9.

Schließlich besteht kein Grund für die Annahme, dass der Kläger seine Anspruchsberechti-

gung durch Abtretung verloren haben könnte. Er hat im Termin zur mündlichen Verhandlung 

vor dem Senat lediglich mitgeteilt, den Rechtsstreit mithilfe eines Prozessfinanzierers zu füh-

ren. Eine Abtretung der streitgegenständlichen Ansprüche an den Prozessfinanzierer habe er 

nicht erklärt. Eine dem entgegenstehende, auf konkrete Anhaltspunkte gestützte Behauptung 

hat daraufhin auch die Beklagte nicht aufgestellt.

10.

Die Zinsnebenforderungen des Klägers sind allerdings nur teilweise begründet.

a) Dem Kläger stehen Rechtshängigkeitszinsen in beantragter Höhe (5 Prozentpunkte über 

dem Basiszinssatz) zu (§ 291, § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB). Da die Klage der Beklagten am 

07.02.2022 zugestellt worden ist, sind die Zinsen ab dem 08.02.2022 zuzusprechen (§ 286 

Abs. 1 Satz 2, § 187 Abs. 1 BGB).

b) Die weitergehende vom Kläger beantragte Verzinsung, die er auf § 819 Abs. 1 BGB stützt, 

ist abzulehnen, weil nicht festzustellen ist, dass die Beklagte den Mangel des rechtlichen 
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Grundes bei dem Empfang der Leistungen des Klägers kannte oder später davon erfuhr.

Zur Bestimmung der „Kenntnis“ vom fehlenden Rechtsgrund ist auf die ratio legis des § 819 

Abs. 1 BGB abzustellen: Der Empfänger soll verschärft haften, weil er weiß, dass er das Er-

langte zurückgeben muss, weil ihm also jedes schutzwürdige Vertrauen fehlt. Davon ausge-

hend kann es einerseits nicht ausreichen, dass der Empfänger bloß die Tatsachen kennt, auf 

denen das Fehlen des Rechtsgrundes beruht. Denn aus dieser Kenntnis wird er nicht immer 

auf den fehlenden Rechtsgrund schließen. Die Kenntnis des Empfängers muss vielmehr die 

normative Bewertung umschließen, dass er das Erlangte nicht behalten darf. Andererseits 

dürfen die Anforderungen an die Kenntnis nicht so hoch angesetzt werden, dass überhaupt 

nur noch Rechtskundige bösgläubig sein können. Vielmehr reicht es aus, wenn sich aufgrund 

der dem Empfänger bekannten Tatsachen das Fehlen des Rechtsgrunds so stark aufdrängt, 

dass es einem redlich denkenden Empfänger nicht verborgen bleiben konnte 

(MüKoBGB/Schwab, 8. Aufl., § 819 Rn. 2). Den Mangel des Rechtsgrunds kennt nach der 

Rechtsprechung daher auch derjenige, der, um sich die Vorteile aus dem Geschäft zu si-

chern, sich bewusst der Einsicht verschließt, dass das Verpflichtungsgeschäft nichtig ist 

(BGH, Urteil vom 09.05.2014 – V ZR 305/12, Rn. 27, zitiert nach beck-online). Mit dieser For-

mel soll zum Ausdruck gebracht werden, dass selbst dem rechtlich nicht versierten Empfän-

ger ein Minimum an wertender Reflexion zugemutet werden muss, ob ihm das Erlangte recht-

lich zusteht (MüKoBGB/Schwab, 8. Aufl., § 819 Rn. 2).

In Anbetracht der selbst in der Rechtsprechung bis heute streitigen Rechtsfolgen von Verstö-

ßen gegen § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 kann nicht davon ausgegangen werden, dass sich die Be-

klagte der Einsicht in die Nichtigkeit der mit dem Kläger eingegangenen Wettverträge ver-

schloss. Erst recht kann ihr nicht unterstellt werden, Kenntnis von dieser Rechtsfolge gehabt 

zu haben.

C

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1, § 97 Abs. 1 ZPO. Sie berücksichtigt das teil-

weise, nicht unerhebliche Unterliegen des Klägers mit seiner Zinsnebenforderung

Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 708 Nr. 10, § 711 ZPO.

Die Revision ist wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Sache gemäß § 543 Abs. 2 ZPO 
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zuzulassen. Die für die Entscheidung zentrale Frage, ob ein Verstoß gegen § 4 Abs. 4 GlüStV 

2012 auch im Falle von gemäß § 4 Abs. 5 GlüStV 2012 erlaubnisfähigen Sportwetten die Nich-

tigkeitsfolge des § 134 BGB nach sich zieht, ist vom Bundesgerichtshof bislang nicht ent-

schieden worden. Die ergangene obergerichtliche Rechtsprechung ist uneinheitlich. Der 

grundsätzlichen Bedeutung steht nicht entgegen, dass es sich, nachdem zwischenzeitlich ein 

neuer Glücksspielstaatsvertrag geschlossen wurde, bei § 4 GlüStV 2012 um auslaufendes 

Recht handelt. Aus den von den Parteien in Bezug genommenen landgerichtlichen Entschei-

dungen folgt, dass es noch eine erhebliche Zahl von auf das alte Recht bezogenen Fällen gibt.
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